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Medieninformation 
 

Empfiehlt sich eine Reform des Konzernrechts? 
 

Abteilung Wirtschaftsrecht: Aus der Diskussion am Donnerstag 

 

Grundlage der Diskussion bildeten das am Mittwochvormittag 

vorgestellte Gutachten, die anschließenden Referate sowie die bereits am 

Mittwochnachmittag aufgenommene Debatte.  

Erfurt, den 17. September 2026 – Ausgangspunkt der Diskussion am 

17.09.2026 ist die Stellungnahme des Gutachters Fleischer zu den 

Wortbeiträgen des Vortags. Fleischer weist hierbei darauf hin, dass das 

Gutachten insofern einen „weißen Fleck“ habe, dass es § 147 AktG 

unberücksichtigt gelassen habe. Im weiteren Verlauf greifen mehrere 

Redner § 147 AktG auf und betonen dessen Bedeutung als präventives 

Instrument. Dabei wird eine Aufnahme in die Beschlussvorlage 

erörtert. Diese solle sich darauf beschränken, den Gesetzgeber 

aufzufordern die Norm bei künftigen Reformüberlegungen zum 

Konzernrecht zu berücksichtigen.  

Einen weiteren Schwerpunkt der Diskussion bildet der 

Themenkomplex rund um den Informationsanspruch und das 

Weisungsrecht. Anders als der Gutachter steht Alexander Stern einer 

stärkeren Zentralisierung durch ein Weisungsrecht kritisch gegenüber. 

Er plädiert vielmehr dafür, das bestehende zentrale 

Organisationsmittel des Beherrschungsvertrags attraktiver 

auszugestalten. Hierzu schlägt er vor, den Ausgleichmechanismus der 

Verlustübernahme zu reformieren und durch ein neues 

Gläubigerschutzkonzept zu ersetzen. Weitere Redebeiträge widmen 

sich erneut der Korrelation zwischen Weisungsrecht und 
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Informationsanspruch und den damit einhergehenden erhöhten 

Haftungsgefahren. Auch Fragen der Wissenszurechnung werden in 

diesem Kontext eingehend diskutiert.  

Neue, aufsehenerregende Impulse im Hinblick auf die Diskussion rund 

um die Veröffentlichung des Abhängigkeitsberichts liefert Christian 

Meyer-Seitz aus dem Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz. Er weist daraufhin, dass sämtliche 

Berichtspflichten, darunter auch der Abhängigkeitsbericht, auf dem 

Prüfstand stünden. Der deutsche Gesetzgeber tendiere dazu, nicht 

europäisch determinierte Berichtspflichten zur Stärkung des 

Wirtschaftsstandortes Deutschland abzuschaffen. Den von den 

Teilnehmenden viel diskutierten Abhängigkeitsbericht bezeichnet 

Meyer-Seitz vor diesem Hintergrund als „gefährdete Spezies“. Er gibt 

zu bedenken, dass sich eine Debatte über die 

Veröffentlichungsmodalitäten des Abhängigkeitsberichts erübrigen 

könnte, wenn die Berichtspflicht selbst zur Disposition stehe.  

Im Hinblick auf eine Kodifikation des GmbH-Konzernrechts besteht bei 

den Teilnehmenden Uneinigkeit. Während sich Carsten Schäfer dem 

Gutachter anschließt und sich gegen eine Kodifikation ausspricht, 

plädieren Timo Fest und Peter Hommelhoff für eine solche.  

 


